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(Nebenstrafen)

(1) Die Staatsanwattschaft kann von der Verfolgung einer Tat absehen,

1 . wenn die Strafe oder die Maßregel der Besserung und Sicherung, zu der die Vedolgung führen

kann, neben einer Strafe oder Maßregelder Besserung urd Sicherung, die gegen den
Beschuldigten wegen einer anderen Tat rechtskäftig verhängt worden ist oder die er wegen einer
anderen Tat zu erwarten hat, nicht beträchtlich ins Gewicht fällt oder

2. darüber hinaus, wenn ein Urteilwegen dieser Tat in angemessener Frist nicht zu erwarten ist und

wenn eine Strafe oder Maßregelder Besserung und Sichrung, die gegen den Beschuldigten
rechtskäftig verhängt worden ist oder die er wegen eirer anderen Tat zu erwarten hat, zur
Einwirkurg auf den Täter und zur Verteidigung der Rechtsordnurg ausreichend erscheint.

(2) lst die öffentliche Klage bereits erhoben, so kann das Gericfrt auf Antrag der Staatsarwaltschaft das
Verfahren in jeder Lage vorläufig einstellen.

(3) lst das Verfahren mit Rücksicht auf eine wegen einer anderen Tat bereits rechtskäftig erkannten
Strafe oder Maßregelder Besserung und Sicherung vorläufig eingestellt worden, so kann es, falls nicht
irzwischen Verjährurg eingetreten ist, wieder aufgenommen werden, wenn die rechtskäftig erkannte
Strafe oder Maßregel der Besserung urd Sicherung nachträglich wegfällt.

(4) lst das Verfahren mit Rücksicfrt auf eine wegen einer anderen Tat zu enrvartende Strafe oder
Maßregelder Besserung und Sicherung vorläufig eingestellt worden, so kann es, falls nicht inzwischen
Verjährung eingetreten ist, binnen drei Monaten nach Rechtskaft des wegen der anderen Tat ergeherden
U rteils wieder aufgenommen werden.

(5) Hat das Gericht das Verfahren vorläufig eirgestellt, so bedarf es zur Wiederaufnahme eines
Gerichtsbeschlusses.


